
 Anlage 13.3
 zur Beschlussvorlage Nr. 3750/2010
 Auswirkungen des LEP NRW auf das EHZK
 
 
 
Übersicht zur Vereinbarkeit des EHZK mit den Zielen und Grundsätzen des 
Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen, Sachlicher Teilplan Groß-
flächiger Einzelhandel (LEP NRW) - erforderliche Anpassungen des EHZK 
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Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 

Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

1 Ziel Standorte nur in Allgemeinen Sied-
lungsbereichen 
Kerngebiete und Sondergebiete für Vorha-
ben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung dürfen nur in regionalpla-
nerisch festgelegten Allgemeinen Sied-
lungsbereichen dargestellt und festgesetzt 
werden. 

 
 
Diese Voraussetzung ist im Entwurf des 
EHZK nicht explizit enthalten. 
 
Es gibt dort jedoch den Hinweis, dass zent-
rale Versorgungsbereiche in „städtebaulich 
integrierter Lage innerhalb eines Allgemei-
nen Siedlungsbereichs gemäß Regional-
plan“ liegen müssen (Teil A, S. 64 oben und 
Teil C, S. 1.041).  

Ziel 1 ist daher im Wortlaut in das EHZK 
aufzunehmen. Dies soll bereits in der Vor-
bemerkung der Steuerungs- und Ansied-
lungsregeln (Teil A, Kapitel 4.3, S. 71) erfol-
gen.  

2 Ziel Zentrenrelevante Kernsortimente: 
Standorte nur in zentralen Versorgungs-
bereichen 
Dabei dürfen Kerngebiete und Sondergebie-
te für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung mit zentrenrele-
vanten Kernsortimenten nur: 
- in bestehenden zentralen Versorgungs-

bereichen sowie 
- in neu geplanten zentralen Versorgungs-

bereichen in städtebaulich integrierten 
Lagen, die aufgrund ihrer räumlichen Zu-
ordnung sowie verkehrsmäßigen Anbin-
dung für die Versorgung der Bevölkerung 
zentrale Funktionen des kurz-, mittel- o-
der langfristigen Bedarfs erfüllen sollen, 

dargestellt und festgesetzt werden. 
 
Zentrenrelevant sind 
- die Sortimente gemäß Anlage 1 und  
- weitere von der jeweiligen Gemeinde als 

zentrenrelevant festgelegte Sortimente 
(ortstypische Sortimentsliste). 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Den Kernaussagen und Anforderungen ge-
mäß Ziel 2 wird im EHZK aktuell bereits in 
wesentlichen Teilen entsprochen. Die Steu-
erungs- und Ansiedlungsregeln des Ent-
wurfs des EHZK postulieren allerdings im 
Sinne des ehemaligen LEPro NRW die Un-
zulässigkeit von Ansiedlungsvorhaben groß-
flächiger Einzelhandelsbetriebe mit zentren-
relevanten Kernsortimenten innerhalb der 
Nahversorgungszentren (Teil A, S. 71/72).  
Nach den Aussagen des LEP NRW sind 
Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauN-
VO nur in bestehenden und in geplanten 
zentralen Versorgungsbereichen zulässig. 
Dies gilt unabhängig von der hierarchischen 
Einstufung des jeweiligen zentralen Versor-
gungsbereiches. Dementsprechend sind 
großflächige Ansiedlungsvorhaben mit zent-
renrelevanten Kernsortimenten jetzt auch 
innerhalb der Nahversorgungszentren zu-
lässig. 

Die grundsätzliche Ansiedlungsmöglich-
keit großflächiger Einzelhandelsbetriebe 
mit zentrenrelevantem Kernsortiment 
innerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
- also auch innerhalb eines Nahversor-
gungszentrums - ist in die Steuerungs- 
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Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 
 
 
 
 
Ausnahmsweise dürfen Sondergebiete für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Bau-
nutzungsverordnung mit nahversorgungsre-
levanten Kernsortimenten auch außerhalb 
zentraler Versorgungsbereiche dargestellt 
und festgesetzt werden, wenn nachweislich: 
 
- eine Lage in den zentralen Versorgungs-

bereichen aus städtebaulichen oder sied-
lungsstrukturellen Gründen, insbesonde-
re der Erhaltung gewachsener baulicher 
Strukturen oder der Rücksichtnahme auf 
ein historisch wertvolles Ortsbild, nicht 
möglich ist  

und 
- die Bauleitplanung der Gewährleistung 

einer wohnortnahen Versorgung mit nah-
versorgungsrelevanten Sortimenten dient 

und 
- zentrale Versorgungsbereiche von Ge-

meinden nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden. 

und Ansiedlungsregeln des EHZK (Teil A, 
Kapitel 4.3, S. 71/72 und das Steuerungs-
schema S. 75) aufzunehmen. 
 
Diese Möglichkeit ist im Hinblick auf die Si-
cherung der Nahversorgung bereits im Ent-
wurf des EHZK enthalten. Zum Schutz der 
zentralen Versorgungsbereiche schränkt 
das EHZK diese (Ausnahme) Möglichkeit in 
zwei Punkten ein: 
 
- Innerhalb der 700 m-Radien um einen 

ZVB oder eine Nahversorgungslage mit 
einem Lebensmittelbetrieb (Supermarkt 
oder Discounter) ab 400 m2 VKF, wird 
aufgrund der fußläufigen Erreichbarkeit 
der dort vorhandenen Nahversorgungs-
angebote - zunächst grundsätzlich - kein 
Bedarf für eine Neuansiedlung gesehen. 
Die Ansiedlung ist damit nicht zur Ge-
währleistung einer wohnortnahen Ver-
sorgung (=Ausnahmevoraussetzung) er-
forderlich, da diese bereits besteht. Sollte 
dennoch im Einzelfall ein Bedarf begrün-
det werden können, so sollen innerhalb 
des vorgenannten 700 m-Radius nur 
Nahversorger unter 800 m2 VKF zuge-
lassen werden. 

- Außerhalb des 700 m-Radius sind groß-
flächige Nahversorger zur Gewährleis-
tung einer wohnortnahen Versorgung 
gemäß EHZK entsprechend Ziel 2 grund-
sätzlich möglich, jedoch wird hier die 
35 %-Regel angewandt. D. h. die Größe 
der VKF des Vorhabens wird so dimensi-
oniert, dass max. 35 % der Kaufkraft im 
Nahbereich (700 m-Radius) der Neuan-
siedlung gebunden werden (Teil A, S. 72 
und S. 75-78). 

Die Steuerungs-, und Ansiedlungsregeln 
des EHZK für großflächige Einzelhan-
delsbetriebe mit nahversorgungsrelevan-
tem Kernsortiment außerhalb ZVB sollen 
nicht geändert werden. 

. . .  



- 4 - 

Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 
3 Ziel Beeinträchtigungsverbot 
Durch die Darstellung und Festsetzung von 
Kerngebieten und Sondergebieten für Vor-
haben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung mit zentrenrelevanten 
Sortimenten dürfen zentrale Versorgungs-
bereiche von Gemeinden nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

 
Als Grundsatz des im Rahmen des EHZK 
entwickelten Steuerungsschemas zur Ein-
zelhandelsentwicklung ist bereits formuliert, 
dass Ansiedlungen / Erweiterungen von 
Einzelhandelsbetrieben nicht zu einer Be-
einträchtigung der Versorgungsfunktion und 
der Funktionsfähigkeit zentraler Versor-
gungsbereiche führen dürfen (Teil A, S. 75). 

Der Entwurf des EHZK entspricht damit 
bereits Ziel 3 des LEP NRW. 

4 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kern-
sortimente: Verkaufsfläche 
Bei der Darstellung und Festsetzung von 
Sondergebieten für Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit 
nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten 
soll der zu erwartende Gesamtumsatz der 
durch die jeweilige Festsetzung ermöglich-
ten Einzelhandelsnutzungen die Kaufkraft 
der Einwohner der jeweiligen Gemeinde für 
die geplanten Sortimentsgruppen nicht ü-
berschreiten. 

 
 
Der Entwurf des EHZK enthält umfangrei-
che und ausreichende Aussagen zur An-
siedlung großflächiger Einzelhandelsbetrie-
be mit nicht zentrenrelevanten Kernsorti-
menten an Sonderstandorten (Teil A, S.73 
sowie in den Bezirkskapiteln). 
 
Der Grundsatz 4 des LEP NRW ist in ei-
ner Großstadt wie Köln mit mehr als 
1.000.000 Einwohnern aufgrund der je-
weils enormen sortimentsspezifischen 
Kaufkraft nicht relevant und bedarf daher 
keiner expliziten Erwähnung im EHZK. 
 
Er ist - wie in den Erläuterungen des LEP 
NRW dargestellt - der Heterogenität der 
nordrhein-westfälischen Städte geschuldet 
und bezieht sich insbesondere auf kleinere 
Gemeinden. 

5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Standort, relativer Anteil zentren-
relevanter Randsortimente  
Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit 
nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten 
dürfen nur dann auch außerhalb von zentra-
len Versorgungsbereichen dargestellt und 
festgesetzt werden, wenn der Umfang der 
zentrenrelevanten Sortimente maximal 10 
% der Verkaufsfläche beträgt und es sich 
bei diesen Sortimenten um Randsortimente 
handelt. 

 
 
 
Ziel 5 des LEP NRW ist bereits im Ent-
wurf des EHZK enthalten (Teil A, S. 77). 

. . .  
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Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 
6 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kern-
sortimente: Verkaufsfläche zentrenrele-
vanter Randsortimente 
Der Umfang der zentrenrelevanten Rand-
sortimente eines Sondergebietes für Vorha-
ben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunut-
zungsverordnung mit nicht zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten soll außerhalb von 
zentralen Versorgungsbereichen 2.500 m2

 

Verkaufsfläche nicht überschreiten. 

 
 
 
Lt. EHZK (Entwurf) ist dieses Randsortiment 
sogar i. d. R. auf maximal 800 m² zu be-
grenzen, damit geht das EHZK weit über 
Grundsatz 6 hinaus (Teil A, S. 77). Nur 
„wenn nachgewiesen werden kann, dass 
nachteilige Auswirkungen auf zentrale Ver-
sorgungsbereiche nicht zu erwarten sind“, 
werden dort im Einzelfall auch max. 
2.500 m2 zugestanden (Teil A, S.77). 

Zum Schutz der vielfältigen Zentrenland-
schaft Kölns schlägt die Verwaltung vor, 
den im Grundsatz 6 benannten Umfang 
von max. 2.500 m2 VKF für zentrenrele-
vante Randsortimente selbstbindend als 
absolute Obergrenze festzusetzen. Das 
EHZK ist entsprechend zu ändern (Teil A, 
Kapitel 4.3, S. 77). 

7 Ziel Überplanung von vorhandenen 
Standorten 
Abweichend von den Festlegungen 1 bis 6 
dürfen vorhandene Standorte von Vorhaben 
im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung außerhalb von zentralen Ver-
sorgungsbereichen als Sondergebiete ge-
mäß § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
dargestellt und festgesetzt werden. Dabei 
sind die Sortimente und deren Verkaufsflä-
chen in der Regel auf die Verkaufsflächen, 
die baurechtlichen Bestandsschutz genie-
ßen, zu begrenzen. Wird durch diese Be-
grenzung die zulässige Nutzung innerhalb 
einer Frist von sieben Jahren ab Zulässig-
keit aufgehoben oder geändert, sind die 
Sortimente und deren Verkaufsflächen auf 
die zulässigen Verkaufsflächenobergrenzen 
zu begrenzen. Ein Ersatz zentrenrelevanter 
durch nicht zentrenrelevante Sortimente ist 
möglich. 
 
Ausnahmsweise kommen auch geringfügige 
Erweiterungen in Betracht, wenn dadurch 
keine wesentliche Beeinträchtigung zentra-
ler Versorgungsbereiche von Gemeinden 

 
 
Die Steuerungs- und Ansiedlungsregeln des 
EHZK setzen sich mit großflächigen Einzel-
handelsvorhaben an vorhandenen Standor-
ten dahingehend auseinander, dass beste-
hende Betriebe im Rahmen ihrer baupla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit auch außer-
halb zentraler Versorgungsbereiche Be-
standsschutz genießen (Teil A, S. 72 und 
73). Insofern entspricht das EHZK Ziel 7. 
Die weiteren Ausführungen des Ziels 7 
zur Begrenzung auf die zulässigen Ver-
kaufsflächenobergrenzen und der mögli-
che Ersatz zentrenrelevanter Sortimente 
durch nicht zentrenrelevante Sortimente 
sollen neu in das EHZK (Teil A, S. 72 und 
73) aufgenommen werden. Die Kernaus-
sagen der Steuerungs- und Ansiedlungs-
regeln werden hiervon nicht betroffen. 
 
„Ausnahmsweise geringfügige Erweiterun-
gen“ sind lt. EHZK im Rahmen von Einzel-
fallbetrachtungen zu prüfen (Teil A, S. 73).  
Auch diesbezüglich entspricht das EHZK 
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Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 
erfolgt. Ziel 7. 

8 Ziel Einzelhandelsagglomerationen 
Die Gemeinden haben dem Entstehen neu-
er sowie der Verfestigung und Erweiterung 
bestehender Einzelhandelsagglomerationen 
außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche 
entgegenzuwirken. Darüber hinaus haben 
sie dem Entstehen neuer sowie der Verfes-
tigung und Erweiterung bestehender Ein-
zelhandelsagglomerationen mit zentrenrele-
vanten Sortimenten außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. 
Sie haben sicherzustellen, dass eine we-
sentliche Beeinträchtigung zentraler Ver-
sorgungsbereiche von Gemeinden durch 
Einzelhandelsagglomerationen vermieden 
wird. 

 
Eine Aussage zum Umgang mit Einzelhan-
delsagglomerationen außerhalb Allgemeiner 
Siedlungsbereiche ist nicht explizit im EHZK 
(Entwurf) enthalten. Das EHZK enthält je-
doch im Zusammenhang mit den Ausfüh-
rungen zur Zulässigkeit von Vorhaben au-
ßerhalb ZVB einen Hinweis darauf, dass 
bezüglich der möglichen negativen Auswir-
kungen auf ZVB „eine mögliche Summen-
wirkung mehrerer Vorhaben zu berücksich-
tigen ist.“ Insofern ist der Grundgedanke 
des Ziels 8 im EHZK enthalten (Teil A, S. 
72). 

Die genaue Ausformulierung des Ziels 8 
ist im EHZK zu ergänzen. Dabei sollte 
auch folgender Passus aus der zugehörigen 
Erläuterung ergänzt werden: 
„Ziel 8 kann dabei - als Auferlegen eines 
bestimmten Handelns - nicht weiter gehen 
als Ziel 2 oder 5. Es liegt daher im planeri-
schen Ermessen einer Gemeinde, Einzel-
handelsagglomerationen im Sinne von Ziel 
8 mit nahversorgungsrelevanten Kernsorti-
menten oder zentrenrelevanten Randsorti-
menten außerhalb zentraler Versorgungs-
bereiche unter den in Ziel 2 bzw. 5 genann-
ten Voraussetzungen nicht entgegenzuwir-
ken.“ 

9 Grundsatz Regionale Einzelhandels-
konzepte 
Regionale Einzelhandelskonzepte sind bei 
der Aufstellung und Änderung von Regio-
nalplänen in die Abwägung einzustellen. 

 
 
Grundsatz 9 ist für das EHZK nicht relevant, 
da die Stadt Köln nicht Teil einer Region mit 
einem regionalen Einzelhandelskonzept ist. 
Ein solches ist absehbar auch nicht beab-
sichtigt. 

Im Hinblick auf Grundsatz 9 ist daher 
keine Ergänzung des EHZK notwendig. 

. . .  



- 7 - 

Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 

Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 
10 Ziel Vorhabenbezogene Bebauungs-
pläne für Vorhaben im Sinne des § 11 
Absatz 3 Baunutzungsverordnung 
Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Bau-
nutzungsverordnung sind, soweit von § 12 
Absatz 3a Satz 1 Baugesetzbuch kein 
Gebrauch gemacht wird, nur zulässig, wenn 
sie den Anforderungen der Festlegungen 1, 
7 und 8 entsprechen; im Falle von zentren-
relevanten Kernsortimenten haben sie zu-
dem den Festlegungen 2 und 3, im Falle 
von nicht zentrenrelevanten Kernsortimen-
ten den Festlegungen 4, 5 und 6 zu ent-
sprechen. 
 

 
 
 
Ziel 10 stellt lediglich klar, dass die Ziele 
und Grundsätze auch für entsprechende 
VEP gelten. 

Hierzu ist keine Ergänzung des EHZK 
notwendig.  
 

Anlage 1 
- Papier/Bürobedarf/Schreibwaren 
- Bücher 
- Bekleidung, Wäsche 
- Schuhe, Lederwaren 
- medizinische, orthopädische, pharma-

zeutische Artikel 
- Haushaltswaren, Glas/Porzellan/Keramik 
- Spielwaren 
- Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportarti-

kel (ohne Teilsortimente Angelartikel, 
Campingartikel, Fahrräder und Zubehör, 
Jagdartikel, Reitartikel und Sportgroßge-
räte) 

- Elektrogeräte, Medien (=Unterhaltungs- 
und Kommunikationselektronik, Compu-
ter, Foto – ohne Elektrogroßgeräte, 
Leuchten) 

- Uhren, Schmuck 
und 
- Nahrungs- und Genussmittel (gleichzeitig 

nahversorgungsrelevant) 
- Gesundheits- und Körperpflegeartikel 

(gleichzeitig nahversorgungsrelevant) 

 
Die zentrenrelevanten Sortimente gemäß 
Anlage 1 sind auch nach der Kölner Sorti-
mentsliste zentrenrelevant. Die Kölner Liste 
enthält darüber hinaus weitere als zentren-
relevant festgelegte Sortimente z.B. Fahrrä-
der und Leuchten (ortstypische Sortiments-
liste, Teil A, S. 69/70). Diese Möglichkeit 
wird den Gemeinden gemäß LEP explizit 
eröffnet (s. Ziel 2, S. 2).  
Obwohl eine Anpassung der Kölner Sorti-
mentsliste aufgrund des LEP nicht erforder-
lich scheint, wird dennoch empfohlen, die 
Kölner Sortimentsliste zur Klarstellung um 
einige Begrifflichkeiten zu ergänzen, die 
zwar dort bereits aufgeführten Begriffen 
ähnlich sind oder unter dort bereits aufge-
führte Begriffe subsumiert werden können, 
aber nicht explizit genannt sind. Dazu gehö-
ren konkret folgende Waren/Begriffe: Wä-
sche (bisher „Bekleidung, Haushalts- und 
Heimtextilien“), pharmazeutische Artikel 
(bisher „Apotheken“), Keramik (bisher 
„Haushaltswaren (Besteck, Töpfe, Glaswa-
ren, Porzellan)“), Sportschuhe (bisher 
„Schuhe“). Angelartikel, Jagdartikel und 
Reitartikel werden unter „Sportartikel“ ein-
gefügt. Sie bleiben zentrenrelevant. Cam-
pingartikel, Fahrräder und Zubehör sowie 
Leuchten sind und bleiben nach der Kölner 
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Ziele und Grundsätze 
(LEP NRW in Kraft getreten am 13.07.2013) 
 
 

Inhalte Entwurf EHZK 
(bisher Selbstverpflichtung nach den Vorga-
ben des § 24 a LEPro zu verfahren) 
erforderliche Anpassungen 
Liste zentrenrelevant. Ergänzt werden wei-
terhin Kommunikationselektronik (bisher 
„Telekommunikationsendgeräte“ und „Mobil-
telefone“), Genussmittel (bisher „Nah-
rungsmittel, Getränke, Süß- und Tabakwa-
ren“) sowie Gesundheitsartikel (bisher 
„Apotheken, medizinische und orthopädi-
sche Artikel“).  

Die Kölner Sortimentsliste soll - zur Klar-
stellung im Sinne einer späteren Rechts-
sicherheit - wie zuvor aufgeführt, an An-
lage 1 (des Ziels 2) angepasst werden. 
Dies führt jedoch ausdrücklich nicht zu einer 
inhaltlichen Änderung der dort als zentren-
relevant eingestuften Sortimente. 
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